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Vorwort

Die vorliegende Arbeit wurde im Herbstsemester 2020 von der Juristischen
Fakultät der Universität Basel als Dissertation angenommen. Sie entstand
vor allem während meiner Zeit als wissenschaftlicher Mitarbeiter am Lehr-
stuhl meines Doktorvaters, Herrn Prof. Dr. iur. Dipl.-Biol. Herbert Zech,
sowie meines Referendariats am Hanseatischen Oberlandesgericht Ham-
burg. Sie ist auf dem Stand des Jahresbeginns 2020.

Danken möchte ich an dieser Stelle ganz besonders meinem Doktorvater.
Ich konnte ihn bereits um Rat fragen, als während meines Studiums in Bay-
reuth die Wahl eines Schwerpunkts anstand – und folgte seinem Plädoyer für
die Wahl des Geistigen Eigentums und Wettbewerbsrechts. Ebenso bleibt mir
der freundschaftliche und vertrauensvolle Austausch in ausgesprochen guter
Erinnerung, der während meiner Zeit an seinem Lehrstuhl – aber auch dar-
über hinaus – möglich war.

Außerdem danke ich Herrn Prof. Dr. Peter Jung, Maı̂tre en droit für die
Erstellung des Zweitgutachtens sowie Herrn PD Dr. Philippe Spitz, LL.M.
(LSE), dass er sich bereiterklärte, das Doktoratskomitee zu komplettieren.

Mit Freude danke ich zudem den Herren Prof. Dr. Peter Heermann,
LL.M. (Wisconsin), Prof. Dr. Diethelm Klippel, Prof. Dr. Ansgar Ohly,
LL.M. (Cantab.) und Prof. Dr. Olaf Sosnitza, die meinen Werdegang im
„Grünen Bereich“ größtenteils ebenfalls während meines Studiums in Bay-
reuth prägten, für die Aufnahme in die Schriftenreihe „Geistiges Eigentum
und Wettbewerbsrecht“ (GEuWR).

Herzlich danke ich schließlich auch all denjenigen, die das Entstehen die-
ser Arbeit geduldig begleitet haben, insbesondere meinem Vater und meiner
Freundin Jil. Unserem Sohn Frederik ist dieses Buch gewidmet.
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Einführung

I. Unbestellte Felder

Von den verschiedenen Teilgebieten des „grünen Bereichs“ ging vom Urhe-
berrecht in jüngerer Zeit vergleichsweise viel Dynamik aus. Sie erfasste nicht
nur die Rechtswissenschaft, auch die Öffentlichkeit nahm an mancher Dis-
kussion teil. Insbesondere die Möglichkeiten des Internets haben dazu bei-
getragen,1 dass die Rolle des Urheberrechts und seine Mechanismen öffent-
lich diskutiert werden. Mit den „Piraten“ gründete sogar eine politische Par-
tei ihren (zwischenzeitlichen) Erfolg darauf, dass sie entsprechende Themen
wie die Reform des Urheberrechts, die Förderung von „open access“ und
Informationsfreiheit gesetzt hat.2 Zu den Topoi, die im Bereich des Urheber-
rechts in der Rechtswissenschaft, aber teilweise auch in der übrigen Öffent-
lichkeit am meisten Beachtung fanden, zählen auch „verwandte Schutz-
rechte“. Eines dieser Rechte firmiert als „Leistungsschutzrecht für Presse-
verleger“. Es wurde zuletzt in den Kreis der in den Teilen 2 und 3 des UrhG zu
findenden verwandten Schutzrechte aufgenommen, gibt seit Anbeginn3 ei-

1 Dreier/Leistner befanden: „Von allen Gebieten des Immaterialgüterrechts ist das Ur-
heberrecht fraglos dasjenige Rechtsgebiet, das von den Veränderungen durch das Internet
und die IKT-Technologien am umfassendsten betroffen ist.“, dies., GRUR 2013, 881 (881)
= GRUR-Beilage 2014, 13.

2 Zu einzelnen Zielen der Piratenpartei Bartels, Die Piratenpartei, insbesondere
S. 153 ff., 175 ff.

3 Der Beginn des Ringens der Verleger um Schutzrechte lässt sich zumindest bis in das
Jahr 1469 zurückverfolgen, als Johann von Speyer zum Schutz seiner Verlagsproduktion
von der Signoria Venedigs ein Privileg erhielt, vgl. Vogel, in: Schricker/Loewenheim,
UrhG, Einl. Rn. 112. Die Anliegen der Verleger mündeten immer wieder zuverlässig in
Forderungen nach originären Rechten. Eine Renaissance erfuhren entsprechende Kon-
troversen im Rahmen eines Urheberrechtssymposiums 1986 in Heidelberg, Dietz, ZUM
1990, 54 (54). Bereits zuvor wurde diskutiert, ob die Rechte der Verwertung in elektroni-
schen Datenverarbeitungssystemen den Verlegern anzuvertrauen sei, Schricker, Neue
Technologie – Neues Urheberrecht?, S. 223, in: SGRUM 15 (1986), Internationales Ur-
heberrechts-Symposium, S. 216 ff. Im Nachgang wurde ein Leistungsschutzrecht für Ver-
leger diskutiert, vgl. Dietz, ZUM 1990, 54 (54 ff.); Heker, ZUM 1995, 97 (99). Der Diskurs,
der letztlich zu dem implementierten Recht geführt hat, kam um 2010 auf, vgl. Schweizer,
ZUM 2010, 7 (8 f.).
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nigen Anlass für Kontroversen und ist in den §§ 87f ff. UrhG geregelt. Andere
Rechte, die sich ebenfalls auf Leistungen beziehen sollen, wurden dagegen
noch nicht in Form gegossen. Allerdings werden sie regelmäßig begehrt: Sie
sollen etwa Sportveranstaltern oder (den übrigen) Verlegern einen Schutz
hinsichtlich ihrer Leistungen gewähren. Die Kritik, welche die Diskussion
um diese Rechte begleitet, lässt darauf schließen, dass die Charakteristika
von und Vorgaben für verwandte Schutzrechte noch nicht klar herausgear-
beitet wurden. Es ist zu beobachten, dass verwandte Schutzrechte in immer
kürzeren Abständen geschaffen werden4. Es wird bereits vor einer „Hyper-
trophie der Schutzrechte“ gewarnt.5 Derartige Befürchtungen erlangen von
vielerlei Seiten Nahrung. So auch durch den EuGH, der den Mitgliedstaaten
nahelegte, einen Sportveranstalterschutz zu schaffen.6 Allerdings beschränkt
sich die Kritik nicht darauf, eine erdrückende Zahl von Schutzrechten her-
aufziehen zu sehen. Die Angriffspunkte sind vielgestaltig. Einzelne ver-
wandte Schutzrechte – ob bereits umgesetzt oder durch engagierte Lobby-
arbeit7 lediglich gefordert – werden wahlweise als ungerechtfertigtes Mono-
pol8 mit weitem Anwendungsbereich9 bezeichnet oder als Regelung ohne An-
wendungsbereich10 kritisiert. Es ist die Rede davon, das neu geschaffene Leis-
tungsschutzrecht für Presseverleger passe nicht in die Systematik des UrhG.11

Ebenso wird im Zusammenhang mit dem Sportveranstalterschutz an die
„gesetzessystematischen Zusammenhänge“12 erinnert.13 Gemeinsam ist die-
sen Angriffen demnach der Verdacht, dass Schutzrechte ohne Rücksicht auf
die vom Gesetz vorgegebene Systematik und Rechtfertigungsmöglichkeiten
je nach Fall geschaffen oder gefordert werden.

4 S. u. § 5 I.
5 Siehe hierzu unten § 11 III.
6 EuGH, Urt. v. 4.10.2011 – C-403, 429/08, GRUR 2012, 156 (169 Rn. 100 ff.) – Karen

Murphy.
7 Unter dem Eindruck starken Lobbyismus’ u. A. auch Schack, in: Depenheuer/Peifer,

Geistiges Eigentum: Schutzrecht oder Ausbeutungstitel?, 123 (123).
8 Vgl. Schippan, ZUM 2013, 358 (370 f.); Frey, MMR 2010, 291 (291); Kreutzer, Refe-

rentenentwurf zum Leistungsschutzrecht: Eine rechtspolitische Analyse, abrufbar unter h
ttps://irights.info/artikel/referentenentwurf-zum-leistungsschutzrecht-eine-rechtspolitisch
e-analyse/7225 (zuletzt besucht am 02.02.2020). Sehr plakativ wird im Zusammenhang mit
dem Recht der Presseverleger vor einer „Monopolisierung von Sprache“ gewarnt, vgl.
Schwarz, GRUR-Prax 2010, 283 (286); MMR-Aktuell 2013, 342163; beck-aktuell, be-
cklink 1024497; MMR-Aktuell 2010, 304972.

9 Z. B. Hossenfelder, ZUM 2013, 374 (379); zur Kritik am Anwendungsbereich z. B.
Kahl, MMR 2013, 348 (353).

10 Kunz-Hallstein/Loschelder, GRUR 2010, 808 (809 Rn. 9); Kühne, CR 2013, 169 (175);
Peifer, GRUR-Prax 2013, 149 (152).

11 Ohly, WRP 2012, 41 (41 ff.).
12 Heermann, GRUR 2012, 791 (798).
13 Vgl. Peifer, GRUR-Prax, 181 (183).
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Dass es an klaren Vorgaben fehlt und es sich um ein in vielerlei Hinsicht
unbestelltes Feld handelt, lässt sich nicht nur aus der Kritik, sondern bereits
aus dem Titel der angesprochenen Rechtskategorie ableiten: „Leistungs-
schutz“ ist ein gern verwendeter Begriff. Noch präsenter ist ein Wortbestand-
teil dieses Terminus’, nämlich der der „Leistung“. Er findet sogar eine Er-
wähnung in einer der unzweifelhaft wichtigsten Anspruchsgrundlagen des
BGB, dem § 812. Es handelt sich um abstrakte, überaus gebräuchliche Be-
grifflichkeiten. Deshalb ist doch verwunderlich, dass ihr Inhalt in Teilen un-
klar ist.14

Welchen Vorgaben die urheberrechtlichen Leistungsschutzrechte zu fol-
gen haben und ob die ausgewählten Rechte diesen Vorgaben genügen, wird
im Folgenden untersucht. Ein besonderes Augenmerk gilt dabei der Struktur
dieser Rechte.

II. Forschungslücken und ihre Relevanz

Die Unklarheiten um die verwandten Schutzrechte sollten beseitigt werden.
Denn es ist gleich in dreierlei Hinsicht erforderlich, die Merkmale und Not-
wendigkeiten zu kennen, welche die Rechtskategorie der verwandten Schutz-
rechte prägen: Zunächst sind sie für die konkrete Anwendung der einzelnen
Rechte unabdingbar. Insbesondere hinsichtlich der Schutzgegenstände
scheinen viele Unklarheiten zu herrschen.15 Auch zu Rechtfertigungen dieser
Rechte werden einige Ungenauigkeiten16 vorgetragen. Meist werden nur aus-
schnitthafte Betrachtungen angestellt. Zudem sind die Eigenarten dieser
Rechtskategorie zu beachten, wenn neue, gleichartige Rechte geschaffen
werden sollen. Außerdem ist eine Betrachtung der Charakteristika dieser
Rechte und der Zwänge, welche den Gesetzgeber begleiten, notwendig für
den europäischen Harmonisierungsprozess. Derzeit sehen die nationalen
Rechtsordnungen Europas unterschiedliche Leistungsschutzrechte vor. Al-
lerdings wird auch hier der Rechtsrahmen zunehmend vereinheitlicht. Ein
Mindestmaß an Einheitlichkeit hat auch das Rom-Abkommen vom
26.10.1961 nur hinsichtlich der Rechte für ausübende Künstler, Tonträger-
hersteller17 und Sendeunternehmen geschaffen, soweit der Staatsvertrag ra-

14 Vgl. unten § 2 I.
15 Beispielhaft kann hier bereits aufgezeigt werden, dass sich einerseits Formulierungen

finden, Schutzgegenstand sei ein Leistungsergebnis, und andererseits Aussagen, geschützt
sei die Investition – es handelt sich also um Äußerungen, die zueinander in Widerspruch zu
stehen scheinen.

16 Siehe hierzu unten, §§ 11, 12.
17 Die Tonträgerhersteller sind zusätzlich durch das Genfer Tonträgerabkommen ge-

schützt, das zwar nicht von so vielen Staaten ratifiziert wurde wie das Rom-Abkommen,
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tifiziert wurde.18 Im Übrigen wurde lediglich der Schutz von Datenbanken
durch eine Richtlinie harmonisiert.19 Einen originären Sportveranstalter-
schutz sieht in der Europäischen Union bisher lediglich das französische
Recht vor.20 Allerdings trägt dieses Recht ebenso wie die Anregung des
EuGH, ein Leistungsschutzrecht für Sportveranstalter zu schaffen, auch in
Deutschland zu einer regen Diskussion bei. Desgleichen findet sich ein aus-
schließliches Recht des Presseverlegers bisher nicht europaweit, sondern le-
diglich in Deutschland und Spanien21.22 Einen europaweiten urheberrechtli-
chen Schutz der Presseverleger ist nun durch Art. 15 DSM-RL23 vorgesehen.

Umso erstaunlicher ist es, dass deduktive Untersuchungen der verwand-
ten Schutzrechte bisher kaum stattgefunden haben. Zwar gibt es einige Li-
teratur jeweils zu konkreten urheberrechtlichen Leistungsschutzrechten,
ebenso zu übergeordneten Rechtskategorien wie Ausschließlichkeitsrechten
im Allgemeinen. Dazwischen fehlt es allerdings an einem Mittelbau, der es
erlaubt, sich den angesprochenen Aufgaben zu stellen, welche sich im Zu-
sammenhang mit verwandten Schutzrechten ergeben, und sich der häufig
etwas pauschal daherkommenden Kritik an dem Gesetzgeber zu nähern.
Hierzu soll diese Arbeit einen Beitrag leisten.

dem sich aber z. B. die USA angeschlossen haben. Vgl. zum Genfer Tonträgerabkommen
Schack, Urheber- und Urhebervertragsrecht, Rn. 979.

18 Ratifizierungen erfolgten zunächst nur zögerlich, inzwischen gilt er aber für 94 Ver-
tragsstaaten (Stand November 2019; zur jeweils aktuellen Zahl: https://www.wipo.int/treat
ies/en/ShowResults.jsp?lang=en&treaty id=17), darunter auch die Schweiz, Schack, Ur-
heber- und Urhebervertragsrecht, Rn. 972.

19 Richtlinie 96/9/EG des Europäischen Parlaments und des Rates vom 11. März 1996
über den rechtlichen Schutz von Datenbanken, ABl. L 77 v. 27.03.1996, S. 20 ff.

20 Frankreich kennt ein droit d’organisateur bereits seit 1992. Es ist seit 2006 in Art. L.
333 des Code du Sport geregelt, Frey, in: Schwartmann, Praxishandbuch Medien-, IT- und
Urheberrecht, Kap. 15 Rn. 22; Heermann, GRUR 2015, 232 (238).

21 Ein originäres Recht des Presseverlegers findet sich im spanischen Urheberrecht in
Art. 32 Nr. 2 UrhG. Es trat am 01.01.2015 durch das Gesetz 21/2014 vom 04.11.2014 zur
Änderung des Urheberrechtsgesetzes („UrhG“) und der Zivilprozessordnung (Ley
21/2014, de 4 de noviembre, por la que se modifica la Ley de Propiedad Intelectual y la Ley
de Enjuiciamiento Civil) in Kraft, Garcı́a, GRUR Int 2015, 417 (417, 419);

22 Ein typographischer Schutz besteht in England: Ohly, WRP 2012, 41 (42 f.); Schwei-
zer, ZUM 2010, 7 (9 f.); Hegemann/Heine, AfP 2009, 201 (207). Ein auf Printmedien be-
grenztes, die Onlinemedien nicht einschließendes Recht besteht in Griechenland und Por-
tugal, Hegemann/Heine, AfP 2009, 201 (207). Leistungsschutz für Verleger wird darüber
hinaus auch in den Niederlanden gewährt, Kauert, Das Leistungsschutzrecht des Verlegers,
S. 265.

23 Richtlinie (EU) 2019/790 des Europäischen Parlaments und des Rates über das Ur-
heberrecht und die verwandten Schutzrechte im digitalen Binnenmarkt und zur Änderung
der Richtlinien 96/9/EG und 2001/29/EG, ABl. L 130 vom 17.05.2019, S. 92.
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III. Gang der Untersuchung

Die vorliegende Arbeit gliedert sich in vier Teile. In einem ersten Schritt
werden Rechtskategorien untersucht, zu denen die verwandten Schutzrechte
zählen sollen. Dabei wird es darum gehen herauszuarbeiten, welche Vorga-
ben diese Kategorien für verwandte Schutzrechte bereithalten und welche
Wirkungen entsprechende Ausgestaltungen entfalten. Auf diese Weise soll
erarbeitet werden, welche Merkmale und Strukturen ein Recht aufweisen
sollte, um in den Kreis der verwandten Schutzrechte aufgenommen zu wer-
den. Dieses Ziel wird im zweiten Teil weiterverfolgt, indem induktiv unter-
sucht wird, welche Merkmale die verwandten Schutzrechte tatsächlich auf-
weisen. Auf diese Weise können nicht nur die Ergebnisse des ersten Teils
überprüft werden; notwendige Eigenschaften der verwandten Schutzrechte
können auch weiter konkretisiert werden.

Der Dritte Teil ist Fragen zur Legitimität gesetzgeberischen Handelns im
Zusammenhang mit verwandten Schutzrechten gewidmet. Es wird näher un-
tersucht, inwieweit es berechtigt ist, dem Gesetzgeber vorzuhalten, er habe
ein neues verwandtes Schutzrecht zu schaffen oder dies zu unterlassen. Dabei
wird aufgezeigt, in welchem Maße mit solchen Forderungen Pflichten unter-
stellt werden können, und wie eine Rechtfertigung eines verwandten Schutz-
rechts anzustellen ist.

Hieran schließt sich im Vierten Teil eine Untersuchung an, die von dem
Recht der Presseverleger handelt. Dieses Recht wird darauf überprüft, in-
wieweit es sich nach den entwickelten Vorgaben in die Reihe der verwandten
Schutzrechte einfügt.





Erster Teil

Verwandte Schutzrechte – Die Merkmale
übergeordneter Rechtskategorien

Bei den verwandten Schutzrechten handelt es sich um eine vergleichsweise
kleine und bereits sehr konkrete Einheit besonderer Regelungen. Trotz ihrer
Eigenarten lassen sie sich freilich in das größere Ganze ein- und übergeord-
neten Rechtskategorien zuordnen. Indem einzelne Rechte – oder wie hier die
Gruppe verwandter Schutzrechte – in einen größeren Zusammenhang ge-
setzt werden, wird nicht nur ein ordnender, systematisierender (Selbst-)
Zweck verfolgt; vielmehr ergeben sich Merkmale und Strukturen der über-
geordneten Rechtskategorien, die auch das einzelne Recht aufzuweisen hat,
um zwanglos in die Reihe der verwandten Schutzrechte aufgenommen zu
werden. Die Analyse übergeordneter Rechtskategorien erfolgt deshalb, um
die Anforderungen an ein Recht zu benennen, die es zu erfüllen hat, um als
verwandtes Schutzrecht gelten zu können. Zugleich ermöglicht diese Be-
trachtung, einige Unklarheiten zu identifizieren und mit ihnen aufzuräumen.
Es besteht die Gefahr, diese Überlegungen zu beeinträchtigen, indem die
Zuordnung zu übergeordneten Rechtskategorien anhand der verwandten
Schutzrechte vorschnell1 begründet oder in Frage gestellt wird. Deshalb folgt
die Untersuchung in diesem Abschnitt der Hypothese, dass als verwandte
Schutzrechte lediglich ausschließliche Rechte an immateriellen Gütern in
Betracht kommen, die Merkmale eines Leistungsschutzes aufweisen. Im Üb-
rigen bleiben die einzelnen verwandten Schutzrechte, die das deutsche Recht
vorhält, in diesem Abschnitt außer Betracht.

Zunächst werden Eigenschaften und Strukturmerkmale von verwandten
Schutzrechten unter der Annahme aufgezeigt, dass es sich um Ausschließ-
lichkeitsrechte handelt (§ 1). Sodann wird auf den Begriff des Leistungs-
schutzes eingegangen und analysiert, welche Rollen Leistungen in der Struk-
tur eines solchen Rechts (nicht) zukommen können (§ 2), bevor die Tauglich-
keit einer Leistung als Rechtsgegenstand eines Immaterialgüterrechts über-
prüft (§ 3) und die Funktionen von Leistungen in der Struktur von verwand-
ten Schutzrechten (§ 4) erörtert werden.

1 Die Prüfung, inwieweit die Zuordnung der verwandten Schutzrechte zu ausgewählten
übergeordneten Rechtskategorien gerechtfertigt ist, ist einem anderen Abschnitt der Un-
tersuchung vorbehalten, siehe hierzu unten Zweiter Teil.





§ 1

Verwandte Schutzrechte als Ausschließlichkeitsrechte

Als gedanklicher Ausgangspunkt einer systematischen Suche nach einer
Rechtskategorie, der die verwandten Schutzrechte zuzuordnen sein könnten,
können die allgemeine Handlungsfreiheit und als ihr Ausfluss die Privatau-
tonomie dienen. Die Freiheit der Rechtssubjekte, Leistungen zu tätigen, Er-
gebnisse zu erzielen, diese jeweils zu beeinträchtigen oder zu fördern, eben zu
tun und zu lassen was ihnen beliebt, wird durch vielerlei Normen einge-
schränkt. Bestimmte Handlungen sind durch die Rechtsordnung von vorn-
herein – zum Beispiel durch das öffentliche Recht – objektiv untersagt oder
anderweitig reglementiert. Hiervon zu unterscheiden sind Rechte, die dem
Einzelnen Befugnisse gewähren und dadurch zugleich die Handlungsfreiheit
Dritter einschränken. Es handelt sich um subjektive Rechte.1 Ihnen ist keine
weitere Rechtskategorie übergeordnet.2 Aufgrund dieses Abstraktionsni-
veaus ließen sich insoweit nur wenige weitere Schlüsse ziehen. Freilich kön-
nen subjektive Rechte weiter unterschieden werden: in relative und absolute
Rechte. Während erstere nur bestimmte Schuldner verpflichten, grenzen ab-
solute subjektive Rechte einen Freiheitsbereich des Berechtigten gegenüber
jedermann ab.3 Derart wirken auch Ausschließlichkeitsrechte. Züge4 eben
solcher Ausschließlichkeitsrechte weisen auch die verwandten Schutzrechte
auf. Dies ergibt sich unmittelbar aus dem Wortlaut der einzelnen Regelun-
gen; ausschließliche Rechte werden gemäß § 70 Abs. 1 i. V. m. § 15 Abs. 1, 2
UrhG hinsichtlich wissenschaftlicher Ausgaben begründet, hinsichtlich
nachgelassener Werke gemäß § 71 Abs. 1 S. 1 UrhG, hinsichtlich Lichtbilder
gemäß § 72 Abs. 1 i. V. m. § 15 Abs. 1, 2 UrhG, für ausübende Künstler ge-

1 Vgl. Bucher, Das subjektive Recht als Normsetzungsbefugnis, S. 65 f.; Peukert, Gü-
terzuordnung als Rechtsprinzip, S. 55.

2 Peukert, Güterzuordnung als Rechtsprinzip, S. 48; Bucher, Das subjektive Recht als
Normsetzungsbefugnis, S. 65 f. Vgl. auch Larenz/Wolf, Allgemeiner Teil des Bürgerlichen
Rechts (9. Auflage), § 14 Rn. 10, die schrieben, die Betrachtung subjektiver Rechte als
Kategorie führe „notwendigerweise zu einem gewissen Abstraktionsgrad“.

3 Peukert, Güterzuordnung als Rechtsprinzip, S. 50, 52; vgl. auch Bucher, Das subjek-
tive Recht als Normsetzungsbefugnis, S. 162 f.

4 Es ist sinnvoll, lediglich von ausschließlichkeitsrechtlichen Zügen bzw. von einem
ausschließlichkeitsrechtlichen Charakter zu sprechen, da Übergänge von einem Aus-
schließlichkeitsrecht zu einem bloßen Abwehrrecht fließend sind, siehe hierzu unten § 2 I 2.
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mäß § 77 Abs. 1, 2 S. 1, 78 Abs. 1 UrhG, für Tonträgerhersteller gemäß § 85
Abs. 1 UrhG, für Sendeunternehmer gemäß § 87 Abs. 1 UrhG, für Daten-
bankhersteller gemäß § 87b Abs. 1 UrhG und für den Filmhersteller ergibt
sich dies insbesondere aus § 94 Abs. 1 UrhG, aber auch aus den §§ 88 Abs. 1
und 89 Abs. 1 UrhG. Auch im Übrigen sind keine Gründe ersichtlich, dass
ein ausschließlichkeitsrechtlicher Charakter dieser Rechte weiter begründet
oder in Zweifel gezogen werden müsste. Insoweit wäre es nicht weiter not-
wendig, die Merkmale von Ausschließlichkeitsrechten zu erläutern. Eine ent-
sprechende Betrachtung wird hier aus anderen Gründen vorgenommen: Die
Darstellung des MechanismusÆ von Ausschließlichkeitsrechten ist wertvoll,
um die Struktur von verwandten Schutzrechten zu begründen. Anhand der
Merkmale von Ausschließlichkeitsrechten können unmittelbar Anforderun-
gen benannt werden, denen das einzelne Recht genügen sollte. Auch kann die
Struktur von Ausschließlichkeitsrechten mittelbar, nämlich im weiteren Ver-
lauf der Untersuchung herangezogen werden, um weitere Überlegungen zu
stützen. Außerdem sind die verwandten Schutzrechte – wie an anderer Stelle
gezeigt werden wird5 – vergleichsweise kompliziert aufgebaut – zumindest
wenn sie mit dem zivilrechtlichen (Sach-) Eigentum verglichen werden, das
als Prototyp eines Ausschließlichkeitsrechts gelten kann.6 Wird ein Diskurs
über einzelne Elemente der verwandten Schutzrechte geführt, ist es erforder-
lich, diese Elemente einheitlich zu benennen. Dies ist erstaunlicherweise nicht
der Fall. Im besseren Fall werden hierdurch Missverständnisse hervorgeru-
fen, im schlechteren geraten Rechtssetzung und/oder -anwendung fehlerhaft.
Eine vertiefte Darstellung der Merkmale von Ausschließlichkeitsrechten
kann insofern für Klarheit sorgen. Zu diesen Merkmalen zählt ihre Zuwei-
sungsfunktion (I.). Sie wirft Fragen nach dem Objekt einer ausschließlich-
keitsrechtlichen Zuweisung auf (II.). Ihre Beantwortung ermöglicht es, Un-
klarheiten aufzuzeigen und den Rollen von „Gütern“, „Schutzgegenstän-
den“, „Rechtsgegenständen und -objekten“ sowie (geschützten) „Interessen“
nachzugehen (III.).

5 Vgl. unten Zweiter Teil.
6 Peukert, Güterzuordnung als Rechtsprinzip, S. 53, 862; Zech, Information als Schutz-

gegenstand, S. 80. Vgl. auch Wolf/Neuner, Allgemeiner Teil des Bürgerlichen Rechts, § 20
Rn. 17: „Prototyp der Herrschaftsrechte an Sachen ist das Eigentum“; Schack, BGB –
Allgemeiner Teil, Rn. 46.
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